
S a t z u n g 
über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung – AbwS)  

der Stadt Waldshut-Tiengen 
 
Aufgrund von § 45 b Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-
Württemberg (WG), §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des 
Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der 
Gemeinderat der Stadt Waldshut-Tiengen  am 17.12.2012 folgende 
Satzung beschlossen: 

 

 

§ 1 

Änderungen 

§ 2 Abs. 2 und 3 der Satzung vom 23.07.2012 werden geändert und 
erhalten nun folgende Fassung 

 
Begriffsbestimmungen 

(2)  Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im 
Gemeindegebiet angefallene Abwasser zu sammeln, den 
Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. Öffentliche 
Abwasseranlagen sind insbesondere die öffentlichen Kanäle, Anlagen 
zur Ableitung von Grund- und Drainagewasser, durch die die 
öffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, 
Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und Regenklärbecken, 
Abwasserpumpwerke, Kläranlagen, und Versickerungs- und 
Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser (u.a. Mulden- und 
Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche/-schächte), soweit sie nicht Teil 
der Grundstücksentwässerungsanlage sind sowie offene und 
geschlossene Gräben, soweit sie von der Stadt Waldshut-Tiengen zur 
öffentlichen Abwasserbeseitigung benutzt werden.  

(3)  Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, die der 
Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers bis 
zur öffentlichen Abwasseranlage dienen. Dazu gehören insbesondere 
Leitungen, die im Erdreich oder im Fundamentbereich verlegt sind und 
das Abwasser dem Grundstücksanschluss zuführen (Grundleitungen), 
Prüfschächte sowie die sich auf privaten Grundstücken befindlichen 
Pumpanlagen bei einer Abwasserdruckentwässerung. 
Hausanschlussleitungen gehören auch dann zu der privaten 
Grundstücksentwässerungsanlage, wenn sie sich im öffentlichen 
Bereich befinden. Als Übergabepunkt zwischen privater und öffentlicher 
Leitung wird die Einleitungsstelle in den städtischen Abwassersammler 
festgelegt. 

 
§ 39 der Satzung vom 23.07.2012 wird um Absatz (4) erweitert 

 
Gebührenschuldner 

(4)  Für die grundstücksbezogene Niederschlagswassergebühr nach § 
38 Absatz 4 gilt § 27 KAG entsprechend. 

 
 
§ 44 Abs. 1  der Satzung vom 23.07.2012 wird geändert und erhält nun 
folgende Fassung 

 
Starkverschmutzerzuschläge 

 
(1)  Überschreitet das eingeleitete Abwasser die nachfolgend 
festgelegten Werte (stark verschmutztes Abwasser), erhöht sich der 
Gebührensatz (§ 43 Abs. 1) entsprechend der stärkeren 
Verschmutzung wie folgt: 

1.  Bei Abwasser mit einem Gehalt an absetzbaren Stoffen von 300 bis 
600 ml/l um 15 v.H., 
für jede weiteren angefangenen 300 ml/l um jeweils weitere 15  v.H.; 

2.  Bei Abwasser mit einer Konzentration an chemisch oxidierbaren 
Stoffen, gemessen am chemischen Sauerstoffbedarf (CSB) von 600 bis 
1200 mg/l um 15 v.H., für jede weiteren angefangenen 600 mg/l um 
jeweils weitere 15 v.H.. 

 

§ 49 Abs. 3ff der Satzung vom 23.07.2012 werden geändert und 
erhalten nun folgende Fassung 

 
Anzeigepflicht 

(3) Binnen eines Monats nach dem tatsächlichen Anschluss des 
Grundstücks an die Abwasserbeseitigung, hat der Gebührenschuldner 
die Lage und Größe der Grundstücksflächen, von denen 
Niederschlagswasser den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird 
(§ 42 Abs. 1) der Stadt in prüffähiger Form mitzuteilen. Kommt der 
Gebührenschuldner seinen Mitteilungspflichten nicht fristgerecht nach, 
werden die Berechnungsgrundlagen für die 
Niederschlagswassergebühr von der Stadt geschätzt. 
 
(4) Prüffähige Unterlagen sind Lagepläne im Maßstab 1:500 mit Eintrag 
der Flurstücksnummer. Die an die öffentlichen Abwasseranlagen 
angeschlossenen Grundstücksflächen sind unter Angabe der in § 42 
Abs. 2 aufgeführten Versiegelungsarten und der für die Berechnung 
der Flächen notwendigen Maße zu kennzeichnen. Die Stadt stellt auf 
Anforderung ein Erfassungsblatt zur Verfügung. 
 
(5) Ändert sich die Größe oder der Versiegelungsgrad des Grundstücks 
um mehr als 20 m², ist die Änderung innerhalb eines Monats der Stadt 
anzuzeigen. Geringfügigere Änderungen werden nicht berücksichtigt. 
 
(6)  Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die sonst zur 
Nutzung eines Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten 
Personen der Stadt Waldshut-Tiengen mitzuteilen: 

a)  Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen 
Anfalls des Abwassers; 

b)  wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen 
Abwasseranlagen gelangen oder damit zu rechnen ist. 

(7) Binnen eines Monats hat der Grundstückseigentümer der 
Gemeinde mitzuteilen, wenn die Voraussetzungen für 
Teilflächenabgrenzungen gem. § 26 Abs. 1 Nr. 2 und § 31 Abs. 1 Satz 
2 KAG entfallen sind, insbesondere abgegrenzte Teilflächen gewerblich 
oder als Hausgarten genutzt, tatsächlich an die öffentliche 
Abwasserbeseitigung angeschlossen oder auf ihnen 
genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden.  
 
(8)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch nur 
vorübergehend, außer Betrieb gesetzt, hat der Grundstückeigentümer 
diese Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der Grundstücksanschluss 
rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden kann. 

(9)  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet im 
Falle des Absatzes 1 der bisherige Gebührenschuldner für die 
Benutzungsgebühren, die auf den Zeitpunkt bis zum Eingang der 
Anzeige bei der Stadt Waldshut-Tiengen entfallen. 

 
§ 2 

In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig treten die §§ 
2, Abs. 2 und 3, 44 Abs. 1 und 49 Abs. 3 - 6 der Abwassersatzung vom 
23.07.2012  außer Kraft. 

HINWEIS: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der 
GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadt geltend 
gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung 
der Satzung verletzt worden sind. 
 
WALDSHUT-TIENGEN, DEN  17.12.2012 
 
DER GEMEINDERAT          MARTIN ALBERS  
 OBERBÜRGERMEISTER 
 


